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genheiten, sondern bestätigten lediglich die Ausführungen der Departementsbe
richte.

Es mag beigefügt werden, dass allerdings die jährlichen Geschäftsberichte der 
Gesandtschaften über manche mit dem betreffenden Staate geführte Verhand
lung Aufschluss geben; da es sich aber meistens um Rückblicke auf bereits 
erledigte Fragen handelt, sind diese Erläuterungen nicht geeignet, ein Eingreifen 
des Politischen Departements zu gestatten.

Da die Vorlage betreffend die Organisation der Bundesverwaltung bereits 
festgelegt ist, beschränken wir uns darauf, den Antrag zu stellen, es sei vom 
vorliegenden Berichte im Protokoll Vormerk zu nehmen.
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E 2001 (A ), Archiv-Nr. 632

Der Bundespräsident und Vorsteher des Politischen Departementes, E. Müller, 
an den schweizerischen Gesandten in Paris, Ch. Lardy

Kopie
T handschriftlich B erne, 30 avril 1913

Conseil fédéral absolument étranger à conférence interparlementaire pour 
rapprochement franco-allemand. L’entreprise lancée par Gobât et quelques 
pacifistes, socialistes, démocrates, hôteliers et autres a trouvé peu d’écho au sein 
de l’assemblée fédérale.
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E 2001 (A ), Archiv-Nr. 144

Der schweizerische Handelsagent in Shanghai, M. Winteler, an den Bundes
präsidenten und Vorsteher des Politischen Departementes, E. Müller

S handschriftlich Shanghai, 7. Mai 1913

Auf die am 2. Mai erfolgte Anerkennung der chinesischen Republik seitens 
der Vereinigten Staaten hin regte ich eine Versammlung von Vertretern der 
hiesigen Schweizerkolonie an, um auf diesem Wege zu erfahren, wie man auch 
anderweits über diese Frage der Anerkennung denkt1. So wie die Dinge heute 
liegen, drängte sich mir die Überzeugung mehr und mehr auf, dass, falls die 
Schweiz überhaupt die chinesische Republik anerkennen will, jetzt der richtige 
Moment wäre, es zu tun. Ich möchte mich aber selbst von dem Vorwurf, der

1. Winteler hat in einem Schreiben vom  11. A pril 1913 an das Handelsdepartement sein Engagement 
in dieser Sache gerechtfertigt: Vielleicht mehr wie nirgendwo anders, greifen Handel und Politik in 
China ineinander und dies ist der einzige Beweggrund und die einzige Erklärung, warum ich mich 
mit der Angelegenheit befasse, die eigentlich mit meiner Aufgabe nicht vereinbar zu sein scheint (E  
6/ 11).
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Angelegenheit eventuell eine unnötige Wichtigkeit beizumessen, frei wissen u. 
lud infolgedessen -  in Ermangelung eines Schweizervereins -  die beiden Vorstän
de der «Helvetia» (Unterstützungsverein) und des schweizerischen Schützenver
eins, zusammen mit einigen weiteren Schweizern ein, die Frage gemeinsam zu 
discutieren. Von den anwesenden zwölf Leuten traten nach gewalteter Discus
sion zehn für die sofortige Anerkennung ein; zwei waren dagegen, der eine unter 
der Begründung, die Angelegenheit betreffe die hiesigen Schweizer überhaupt 
nicht; es genüge, wenn der Handelsagent dazu Stellung nehme; der andere 
meinte, allerdings im Gegensätze zur Versammlung, die Handelsagentur hätte 
damit nichts zu tun.

Die Versammlung erklärte sich als repräsentativ u. hat mir vorgeschlagen, der 
zuständigen Stelle wie folgt zu telegraphieren.: «Appuyé par réunion représen
tant Colonie Suisse recommande reconnaissance immédiate république Winte- 
ler», was denn auch in dieser Form geschehen ist.

Mit mir war die grosse Mehrheit einig, dass der Schritt in diesem Momente für 
die schweizerischen Interessen nur von Nutzen sein könnte; einen Nachteil 
konnte keiner der Anwesenden erblicken. Nach den gefallenen Voten war man 
allgemein der Ansicht, dass eine Anerkennung mit oder, was wahrscheinlicher, 
nach den fünf Mächten ohne Eindruck bleiben müsse.

Ihre klare und präzise Antwort lässt keine weitere Discussion zu. Gemäss 
Ihrer Depesche werde ich Ihnen die Wahl des Präsidenten telegraphisch übermit
teln.
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E 53, Archiv-Nr. 250

Aufzeichnung des Bundespräsidenten und Vorstehers 
des Politischen Departementes, E. Müller

handschriftlich Bern, 13. Mai 1913, vormittags 10 Uhr

Der deutsche Gesandte von Romberg kommt nochmals, um mir zu sagen, dass 
er von seiner Regierung die Mitteilung erhalten habe, dass in Rom keine 
Geneigtheit bestehe, die drei Vorbehalte fallen zu lassen. Romberg legt vom 
deutschen Standpunkt aus Gewicht darauf, dass die vom Bundesrat verfügte 
Herabsetzung der Taxen nicht rückgängig gemacht werde. Er stellt die Frage, 
was geschehen solle, wenn die Ratifikation nicht zu Stande komme. Ob wir dann 
nicht wenigstens mit Deutschland ratifizieren würden? Das könnte von Deutsch
land benützt werden, um auf Italien einen Druck auszuüben.

Ich sprach meine Bedenken gegen ein solches Procedere aus. Unser Parlament 
habe den Vertrag unter der Voraussetzung genehmigt, dass derselbe mit 
Deutschland und Italien abgeschlossen werde. Man würde schwerlich einen 
Zustand wünschen, bei dem gegenüber dem einen Kontrahenten alles im Unge
wissen bleiben würde. Es wäre meines Erachtens dann wohl vorzuziehen, wenn 
Deutschland und die Schweiz für sich einen Vertrag abschliessen würden, wobei 
dann gewissen mehr formalen Einwendungen Rechnung getragen und Unvoll-
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